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Abkiirzungsverzeichnis

kWh Kilowattstunde

kWp Kilowatt-Peak

THG Treibhausgas

W Watt

EnWG Energiewirtschaftsgesetz




Zielsetzung

Die Richtlinie zur Férderung von MaBnahmen zum Ausbau von Photovoltaik und weiteren
erneuerbaren Energien in Koln, soll die Umsetzung der anspruchsvollen Klimaschutzziele
der Stadt KéIn unterstutzen, indem Anreize gesetzt werden, den Energieverbrauch zu
reduzieren sowie die lokal verfugbaren Potenziale erneuerbarer Energien zu heben.

Durch das Forderprogramm ,Photovoltaik - klimafreundliches Arbeiten” werden
Investitionsanreize gesetzt, um den Verbrauch von fossilen Energietragern zu vermindern,
um im Ergebnis die Emissionen (zum Beispiel CO,, NOx, Feinstaub) in K&éIn zu senken.

Gewerbe, Handel und Dienstleistungen sind fir 16 Prozent des Energieverbrauches bei Strom
und Warme in KéIn verantwortlich (vergleiche THG-Bilanz 2019). Ziel des Programms ist es,
mit den verfligbaren stadtischen Mitteln mdglichst groBe Klimaschutzeffekte zu erreichen
und einen Anstof3 fur wesentliche eigene Bemuhungen der Blrger*innen unserer Stadt zur
Durchfuhrung winschenswerter MaBnahmen im Sinne des Klimaschutzes zu geben.

Geltungsbereich

Die Stadt KoIn fordert innerhalb des Stadtgebietes die im Folgenden beschriebenen Maf3-
nahmen in bauaufsichtlich genehmigten, bestehenden Gewerbeimmobilien von Kleinst-
unternehmen sowie kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) im Sinne der Definition der
Européischen Union (EU-Empfehlung 2003/361/EQG).

Rechtsanspruch

Bei dem Forderprogramm ,Photovoltaik - klimafreundliches Arbeiten” handelt es sich um
eine freiwillige Leistung der Stadt KéIn. Ein Rechtsanspruch auf Bewilligung von Zuschus-
sen besteht nicht. Die Zuteilung erfolgt im Rahmen der haushaltsrechtlich zur Verfigung
stehenden Mittel in der Reihenfolge des Eingangs der vollstandigen pruffahigen Antrage
einschlieBlich der zum Nachweis der richtlinienkonformen Fertigstellung der MaBnahmen
geforderten Belege.

Bei einer gravierenden Anderung der Finanzlage ist die Stadt berechtigt, das Férder-
programm zu stoppen und keine Forderzusagen mehr zu erteilen. Dies ist anzunehmen,
wenn die Anderung der Finanzlage zu einer haushaltswirtschaftlichen Sperre oder zu einem
Haushaltssicherungskonzept in dem betreffenden Jahr fuhrt oder gefiihrt hat.

Das Forderprogramm ,Photovoltaik — klimafreundliches Arbeiten” wurde vom Rat der Stadt
Koln am 07.09.2023 beschlossen und tritt am 02.10.2023 in Kraft mit einer Laufzeit bis zum
31.12.2025.



1. Fordergegenstand

Gefordert werden die im folgenden aufgefihrten MaBnahmen zum Ausbau erneuerbarer
Energien. Zum Zeitpunkt der Inbetriebnahme mussen die existierenden gultigen Anwen-
dungsregeln und Netzanschlussrichtlinien sowie die weiteren allgemein anerkannten
Regeln der Technik eingehalten werden.

1.1 Photovoltaik-Anlagen

1.1.1 Geférderte MaBnahmen

Gefordert wird die Neuinstallation oder Erweiterung von fest installierten, netzgekoppelten
Photovoltaik-Anlagen. Es werden maximal 50 Kilowatt-Peak (kWp) einer Photovoltaik-
Anlage gefordert.

1.1.2 Besondere Bestimmungen
Gefordert werden Systeme mit Einzelmodulen zur Aufdach- und Indach-Montage,
Solardachziegel und Fassadenanlagen.

1.1.3 H6he der Zuwendung
+ 300 Euro pro kWp bis 10 kWp
+ 250 Euro pro kWp uber 10 kWp bis 50 kWp

1.2 Mieterstrom

1.2.1 Geférderte MaBnahme

Bei neu installierten oder bestehenden PV-Anlagen auf Zweifamilien- (ZFH) oder
Mehrfamilienhausern (MFH) wird die Anpassung der Stromverteilung zur Umsetzung von
Mieterstromldsungen gefordert. In diesem Zusammenhang werden die Produkt- und
Installationskosten fur Elektroverteilung, Mess- und Sicherheitstechnik bezuschusst.

1.2.2 Besondere Bestimmungen
Die gesetzlichen Anforderungen an Mieterstromvertrage nach Energiewirtschaftsgesetz
(EnWG) § 42a miissen erflillt werden.

1.2.3 Hohe der Zuwendung
50 Prozent der forderfahigen Kosten, maximal 6.000 Euro



1.3 Batteriespeicher

1.3.1 Geforderte MaBnahmen

Gefordert wird die Neuinstallation oder Erweiterung von stationaren Batteriespeichern in
Kombination mit erstmalig errichteten und bestehenden netzgekoppelten Photovoltaik-
Anlagen. Es wird eine Speicherkapazitat bis zu 100 kWh geférdert.

1.3.2 Besondere Bestimmungen

+ Die Forderung erfolgt bis zu einer Speicherkapazitat, die in kWh zwei Mal so grof ist,
wie die Nennleistung der installierten Photovoltaik-Anlage in kWp.

* Der installierte Batteriespeicher muss Uber eine Hersteller- oder Zeitwertersatzgarantie
von 10 Jahren verfugen.

1.3.3 H6he der Zuwendung
250 Euro pro kWh Bruttospeicherkapazitat

1.4 Steckersolargerate

1.4.1 Gefoérderte MaBnahmen

Je Gewerbe-/Wohneinheit ist ein Steckersolargerat forderfahig. Es miissen die aktuell
gultigen Vorgaben des Netzbetreibers zur Inbetriebnahme einer steckerfertigen
Erzeugungsanlage eingehalten werden. Die Gesamtleistungsaufnahme darf die Obergrenze
gemani VDE-AR-N 4105 nicht Uberschreiten.

1.4.2 Besondere Bestimmungen

+ Das Steckersolargerat muss als Gesamtpaket eines Anbieters gekauft werden
(Photovoltaik-Module, Wechselrichter, Anschlusskabel und Stecker sowie gegebenenfalls
Befestigungsmaterial).

+ Gerate im Eigenbau sind von der Férderung ausgeschlossen.

1.4.3 H6he der Zuwendung
« maximal 300 Euro pro Gewerbe-/Wohneinheit
+ maximal 600 Euro pro Wohneinheit fur Inhaber*innen eines gultigen Kéln-Pass



1.5 Bonus Photovoltaik-Anlage mit gleichzeitiger Dachbegrunung

1.5.1 Geférderte MaBnahmen

Bei Errichtung einer Photovoltaik-Anlage auf einer Dachflache, die gleichzeitig unter
Inanspruchnahme des Férderprogramms ,GRUNhoch3 Dacher | Fassaden | Hofe” begriint
werden soll, wird ein Bonus gewahrt.

1.5.2 Besondere Bestimmungen
Steckersolargerate sind von der Férderung ausgenommen.

1.5.3 H6he der Zuwendung
50 Euro pro kWp installierter Leistung

2. Einzelfallentscheidung

Das Umwelt- und Verbraucherschutzamt behalt sich vor, bei MaBnahmen, die aufgrund
besonderer Randbedingungen nicht in die vorgegebene Fordersystematik passen,
zugunsten der Klimaschutzwirkung abweichende Einzelfallentscheidungen zu treffen.
Voraussetzung ist, dass Uber die gesetzlichen Anforderungen hinaus ein hohes MafR3 an
Energieeinsparung oder Substitution fossiler durch erneuerbare Energien erreicht wird. Die
MaBnahmen mussen dem Grundgedanken der Forderrichtlinie entsprechen.

Es konnen auch weitere MaBnahmen geférdert werden, die von der Férdersystematik nicht
erfasst sind. Interessenten kbnnen mit dem Umwelt- und Verbraucherschutzamt Kontakt
aufnehmen und das Vorhaben formlos beschreiben.

Die Fordersumme wird in Anlehnung an die Forderung thematisch vergleichbarer Férder-
gegenstande ermittelt.



3. Antragstellung und Bewilligungsverfahren

Allgemeine Férdervoraussetzungen:

+ MaBnahmen an (eingetragenen) Baudenkmalen und Gebauden im ortlichen Geltungs-
bereich einer Denkmalbereichssatzung konnen gefordert werden, sofern eine
Genehmigung der Unteren Denkmalbehorde vorliegt.

+ MaBnahmen, deren Durchflihrung auf einer gesetzlichen Verpflichtung oder behérdlichen
Anordnung beruht werden nicht gefordert.

+ Eigenleistungen und dabei entstandene Materialkosten sind aufgrund der notwendigen
Qualitatssicherung nicht forderfahig. Es werden ausschlieBlich Lieferungen und Leistungen
von Fachunternehmen bertcksichtigt. Eine private Durchfihrung der zur Forderung
beantragen MaBnahmen von Fachhandwerkern in deren Eigentum ist moglich, wobei
lediglich Materialkosten geltend gemacht werden kdnnen.

+ Die Verwendung gebrauchter Produkte ist aufgrund der notwendigen Qualitatssicherung
nicht forderfahig.

+ Der Betrieb von Inselanlagen ohne Anschluss an das 6ffentliche Netz wird nicht gefordert.

3.1 Férderempfanger*in

3.1.1 Antragsberechtigte
Antragsberechtigt sind alle Investoren von férderfahigen MaBnahmen an den im
.Fordergegenstand” genannten Gebauden:
+ naturliche und juristische Personen des privaten Rechts
+ Wohnungseigentiimergemeinschaften im Sinne des Wohnungseigentumsgesetzes (WEQG)
* Personengesellschaften
- gemeinnitzige Organisationen, einschlieBlich Kirchen (i.S.v. § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG).
Der Nachweis der Gemeinnutzigkeit ist durch eine entsprechende Bescheinigung des
Finanzamtes Uber die Freistellung von der Kérperschaftssteuer zu erbringen.

Contractoren sind ebenfalls antragsberechtigt. Die erzeugte Energie muss ohne Durch-
leitung durch &ffentliche Versorgungsnetze nutzbar gemacht werden. Die Forderung kommt
den Abnehmern der Leistung zugute.

3.1.2 Antragsstellende
Die Antragstellung erfolgt durch die Antragsberechtigten oder durch eine*n Bevoll-
machtigte*n, zum Beispiel Fachunternehmen, Contractor, Hausverwaltung.

Wenn die Investor*innen nicht die Eigentimer*innen des Gebaudes sind, dann muss eine
entsprechende schriftliche Erlaubnis beziehungsweise eine vertragliche Regelung mit den
entsprechenden Eigentimer*innen nachgewiesen werden.



Bei mehreren Eigentimer*innen ist das Einverstandnis aller Eigentimer*innen nachzu-
weisen. Bei Wohnungseigentimergemeinschaften ist ein entsprechender Beschluss der
Eigentimergemeinschaft vorzulegen.

3.2 Eigenerklarung

Die/der Antragstellende erklart, dass sie beziehungsweise er lGber alle notwendigen recht-
lichen und technischen Genehmigungen verfluigt. Bei der Prifung der Zuschussbewilligung
durch das Umwelt- und Verbraucherschutzamt wird keine Prufung der Sach- und Rechts-
lage durchgefiihrt. Die/der Antragstellende tragt die rechtliche und tatsachliche Verant-
wortung fur die Durchflhrbarkeit der beantragten Ma3nahme. Sollte die MaBnahme gegen
Rechtsvorschriften verstoBen oder praktisch nicht durchfihrbar sein, kann die Zuwendung
zuruckgefordert werden. Antrage werden nur auf Plausibilitat gepruft.

3.3 Verfahren

3.3.1 MaBnahmenbeginn
Der Férderantrag muss rechtzeitig vor Beauftragung eines Vorhabens gestellt werden.

Die MaBnahmen durfen erst nach Zusendung des Schreibens, mit dem die voraussichtliche
Hohe der Forderung bekannt gegeben wird, in Auftrag gegeben werden. MaBnahmen, die
bereits vor der Mitteilung der voraussichtlichen Hohe der Férderung in Auftrag gegeben
wurden, werden nicht gefordert.

Die Planung und Beratung gelten dabei nicht als Beginn der MaBnahme.

Im Ausnahmefall kann auf Antrag ein vorzeitiger, forderunschadlicher MaBnahmenbeginn
genehmigt werden. Aus einer solchen Genehmigung ist kein Anspruch auf eine spatere
Bewilligung einer Férderung abzuleiten.

3.3.2 Antragsverfahren
Die Antrage sind auf den dafiir vorgesehenen Formularen zu stellen und einschlieBlich der
erforderlichen Anlagen uUber das zentrale Online-Forderportal der Stadt Koln einzureichen.

Nach Eingang des Antrags erhalt die/der Antragsteller*in eine Eingangsbestatigung mit
Angabe der Antragsnummer. Sofern der Antrag nicht vollstandig ist, werden die fehlenden
Unterlagen nachgefordert. Wenn die erforderlichen Unterlagen nicht fristgerecht nach-
gereicht werden, wird der Antrag abgelehnt.
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Nach Prifung der eingereichten Unterlagen erfolgt eine schriftliche Information Gber den
maximal moglichen Foérderbetrag. Eine nachtragliche Erhéhung der Férderung ist nicht
moglich. Bei Ablehnung des Forderantrags erfolgt eine entsprechende Mitteilung.

MaBgebend flr die Hohe der Zuschisse sind die Angaben in den Antragsformularen,
technischen Beschreibungen, eingereichten Angeboten und Schlussrechnungen.

3.3.3 Mittelabruf

Die Bestimmung der tatsachlichen Férderhohe wird erst nach dem vollstandigen Abschluss
der Arbeiten vorgenommen. Nach dem vollstandigen Abschluss der Arbeiten, konnen die erfor-
derlichen Unterlagen Uber das Online-Forderportal der Stadt Koln eingereicht werden. Sind die
Informationen nicht vollstandig, werden die fehlenden Informationen nachgefordert. Wenn die
erforderlichen Unterlagen nicht fristgerecht nachgereicht werden, wird der Antrag abgelehnt.

Nach positiver Priafung der Nachweise wird der Zuschuss bewilligt und ausgezahlt. Hierlber
wird ein endgultiger Bescheid ausgestellt. Bei Ablehnung des Forderantrags erfolgt eine
entsprechende Mitteilung.

Sofern die Ausflihrung einer FérdermaBnahme in Qualitat und/oder Umfang von der
Antragstellung abweicht, erfolgt eine erneute Uberpriifung der Antragsunterlagen, bei der
gegebenenfalls erganzende Belege angefordert werden. Im Ergebnis kann dies zu einer
reduzierten Forderhdhe fuhren.

3.3.4 Abruffristen der Férdermittel

Die Abruffrist der Férdermittel und Bonus betragt 24 Monate nach Bekanntgabe der
voraussichtlichen Férderhohe. Fristbeginn ist das Datum des Schreibens, mit dem die
voraussichtliche Hohe der Férderung mitgeteilt wird.

Bei genehmigtem vorzeitigem forderunschadlichem MaBnahmebeginn gilt das Datum der
Genehmigung des vorzeitigen MaBnahmebeginn. Danach ist der Anspruch ausgeschlossen.

Im Ausnahmefall kann auf schriftlichen Antrag die Abruffrist auf maximal 48 Monate
verlangert werden.

3.3.5 Mitteilungspflichten

Die/der Férdermittelempfanger*in ist verpflichtet, elektronisch oder schriftlich mitzuteilen,

wenn:

+ das Ziel der Forderung nicht oder nicht in dem gefoérderten Zeitrahmen verwirklicht wird,

+ der Forderzweck beziehungsweise die geforderte MaBnahme entgegen dem Antrag
wesentlich geandert wird,

- die/der Fordermittelempfanger *in ihre/seine Tatigkeit einstellt, inre/seine Rechtsform
andert oder sich Beteiligungsverhaltnisse andern oder

+ die Férdermittel nicht verbraucht werden oder sich die Finanzierung andert.
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3.4 Fordermittel

3.4.1 Forderhdchstgrenzen und Kumulierung
Die Forderhochstgrenze ist auf maximal 50.000 Euro pro Gebaude und Kalenderjahr
festgesetzt.

Die mit den Zuschulssen dieser Richtlinie gedeckten Kosten dirfen geman Blrgerliches
Gesetzbuch (BGB) § 559 a nicht mietwirksam umgelegt werden.

Die Forderung aus dem Forderprogramm ,Photovoltaik - klimafreundliches Arbeiten” ist auf
maximal 60 Prozent der anerkannten, forderfahigen Kosten einer MaBnahme begrenzt. In
begriindeten Ausnahmefallen, kann von dieser Vorgehensweise abgewichen werden.

Eine Kumulierung mit anderen Férderprogrammen ist moglich, sofern dadurch nicht die
maximale Forderhdhe von 60 Prozent der anerkannten, forderfahigen Kosten einer Maf3-
nahme uberschritten wird. In den Antragsformularen ist anzugeben, ob andere Foérdermittel
in Anspruch genommen werden.

3.4.2 Riickforderung von Férdermitteln

Die/der Antragstellende ist verpflichtet, gewahrte Férdermittel zurlickzuzahlen, wenn von
ihr beziehungsweise ihm flr dieselbe MafBnahme eine Férderung nach anderen Forder-
programmen in Anspruch genommen wird, die dadurch die maximale Férderhéhe von

60 Prozent der forderfahigen Kosten Uberschreitet.

Die Fordermittel werden mit Verzinsung zurtickgefordert, wenn die Zuwendung durch
unrichtige oder unvollstandige Angaben erwirkt wurde. Der Erstattungsanspruch der Stadt
Koln ist mit seiner Entstehung fallig und von diesem Zeitpunkt verzinst nach Verwaltungs-
verfahrensgesetz Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) § 49 a zu erstatten.

3.5 Gegenleistungsverpflichtung

Sofern die nach dieser Richtlinie geforderten MaBnahmen vor Ablauf von 25 Jahren nach
Auszahlung der Fordermittel zurickgebaut werden, muss die geleistete Forderung anteilig
zurlickgezahlt werden (im ersten Jahr 96 Prozent bis 4 Prozent im flinfundzwanzigsten
Jahr). Alternativ kommt eine monatsgenaue lineare Abschreibung ab dem Zeitpunkt der
Auszahlung zur Anwendung.

Die Stadt Koln behalt sich vor, die Ruckzahlung bei Nichteinhaltung der Gegenleistungs-
verpflichtung auf dem Klageweg zu erwirken.
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Bei VerauBerung des geforderten Objektes geht die Gegenleistungsverpflichtung auf
die/den neue*n Eigentiimer*in Giber. Die*der Fordermittelempfanger*in ist verpflichtet,

2 Monate vor Abschluss des Grundstickkaufvertrages, der Stadt Koln den Eigentumsuber-
gang anzuzeigen und den Namen der/des Erwerber*in mitzuteilen. Daneben ist die/der
Fordermittelempfanger*in verpflichtet, der/dem Kaufer*in anzuzeigen, dass das Kaufobjekt
aufgrund der Forderung einer Gegenleistungsverpflichtung unterliegt, die auf die/den
neue*n Eigentimer*in Gbergehen wird.

Die Stadt KolIn pruft die Einhaltung der Verpflichtung stichprobenhaft beziehungsweise im
Einzelfall aufgrund begriindeter Hinweise.

4. Haftung

Die Forderung der MaBnahmen durch die Stadt Kéln ersetzt nicht eine gegebenenfalls
erforderliche Beurteilung und Genehmigung der MaBnahme nach 6ffentlich-rechtlichen
oder privatrechtlichen Vorschriften. Mit der Férderung wird keine Verantwortung fur die
technische Richtigkeit der Planung und Ausfliihrung tbernommen. Die Verantwortung fir
die Planung und fachgerechte Ausfiihrung liegt bei der/dem Zuwendungsempfanger*in.

Die Stadt KoIn haftet nicht fur Schaden, die durch geféorderte MaBnahmen entstehen.

5. Inkrafttreten

Die Forderrichtlinie tritt am 2. Oktober 2023 in Kraft und ersetzt die Richtlinie ,Gebaude-
sanierung und Erneuerbare Energien - klimafreundliches Wohnen" vom 1. April 2022.
Sie gilt fir eingegangene Forderantrage ab dem 2. Oktober 2023.

Forderantrage, die vor dem 2. Oktober 2023 gestellt wurden, werden auf Grundlage der zum
Datum der Antragstellung gultigen Forderrichtlinie beschieden.

Die Stadt KéIn behalt sich vor, die Férderbedingungen an geanderte gesetzliche

Bestimmungen sowie geanderte Rahmenbedingungen in anderen Forder- und Zuschuss-
programmen anzupassen.

13



	Photovoltaik – klimafreundliches Arbeiten – Förderrichtlinie der Stadt Köln
	Abkürzungsverzeichnis 
	Zielsetzung
	Geltungsbereich
	Rechtsanspruch
	1. Fördergegenstand
	1.1 Photovoltaik-Anlagen
	1.1.1 Geförderte Maßnahmen
	1.1.2 Besondere Bestimmungen
	1.1.3 Höhe der Zuwendung

	1.2 Mieterstrom
	1.2.1 Geförderte Maßnahme
	1.2.2 Besondere Bestimmungen
	1.2.3 Höhe der Zuwendung

	1.3 Batteriespeicher 
	1.3.1 Geförderte Maßnahmen
	1.3.2 Besondere Bestimmungen
	1.3.3 Höhe der Zuwendung

	1.4 Steckersolargeräte
	1.4.1 Geförderte Maßnahmen
	1.4.2 Besondere Bestimmungen
	1.4.3 Höhe der Zuwendung

	1.5 Bonus Photovoltaik-Anlage mit gleichzeitiger Dachbegrünung
	1.5.1 Geförderte Maßnahmen
	1.5.2 Besondere Bestimmungen
	1.5.3 Höhe der Zuwendung


	2. Einzelfallentscheidung
	3. Antragstellung und Bewilligungsverfahren
	3.1 Förderempfänger
	3.1.1 Antragsberechtigte
	3.1.2 Antragsstellende

	3.2 Eigenerklärung
	3.3 Verfahren
	3.3.1 Maßnahmenbeginn
	3.3.2 Antragsverfahren
	3.3.3 Mittelabruf
	3.3.4 Abruffristen der Fördermittel
	3.3.5 Mitteilungspflichten

	3.4 Fördermittel
	3.4.1 Förderhöchstgrenzen und Kumulierung
	3.4.2 Rückforderung von Fördermitteln

	3.5 Gegenleistungsverpflichtung

	4. Haftung
	5. Inkrafttreten




